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Bec r ründunq

zur 12. änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 a
"Altstadt ltinterberg - Teilbereich Untere Pforte",
Stadtteil l{interberg.

1. Allgemeine Planungsvoraussetzungen und AnIaß zur B-Planänderung

Zur Durchf i lhrung des Sanierungskonzeptes 1förmlich festgelegtes SAN-
ceb ie t )  in  der  Kerns tad t  ha t  d ie  s tad t  lV in te rberg  den se i t  30 .11 .1983
rechtEkräft igen Bebauungsplan (B-Plan) Nr.  1.5 a "untere Pforte" auf-
gestel l t .  Um den etädtebaul ichen Mißstand in der Kernetadt zu be-
heben, wird z.ZL. zielgtrebig die Herausnahme des Durchgangsverkehrs
- Verlegung/ortsumgehung der B 236/480 - mit  schaffung von orte-
nahen enbindungen und des die Funktionsfähigkeit des stadtzentrums
eowie des Kurgebietes erhebl ich störenden ziel-  und Quel lverkehrs
aus dem Bereich "Untere Pforte" verwirkl icht.

Am 24.11 .1995 is t  d ie  Verkehrs f re igabe der  B  236/480 f t l r  d ie  o r ts -
umgehung winterberg (Herr loh) und der B 235 Durchst ich (waltenberg)
erfolgt  und somit  die "Untere Pforte" zunächst vom "nur Durchgangs-
verkehr" befrei t .

crundlage f i l r  die Durchsetzung des Sani.erungskonzeptes iet  im Bereich
der BauLeitplanung der im Normenkontrollverfahren im wesentlichen ftlr
gUlt ig erklärte B-PIan Nr. 16 a "Untere Pforte",  während im UmLe-
gungsverfahren die zum vol lzug des B-Planee notwendigen eigentums-
recht l ichen Regelungen getroffen werden. Die umlegung ist  damit
Bestandtei l  des städtebaul ichen Geeamtkonzeptesi  s ie nimnt an der
zweckbestimmung des Sanierungsvorhabene - der Beseltigung des etädte-
baul ichen Mißstandes - tei l .

sei t  Inkraft t reten des B-Planes Nr. 16 a "untere Pforte" im Jahre
1983 haben sich gegent lber den damaligen elanungen - einschl ießLich
der inzwigchen erfolgten 11 Änderungen - weitere neue Planungserforder-
nisse lBelange) ergeben, die eine erneute g-PlananpaEsung (B-PLan-
änderungl erfordern:

-  Auf lösung der Postdienststel le "Postamt lv interbergr ' ,  der besondere
Nutzungszweck "cemeinbedarfgf läche Post" entfäI l t ,  der posteigene
Eckgrundst i . lcksbereich lPoststraße/Nuhnestraße1 soII  f i l r  eine MK-
Nutzung zur Verf t lgung stehen.



Lageveränderung der beiden "Fli.lgelmauern" am stldlichen Tunnelportal
der Nord-st ldumgehungsstraße B 236 -n- (Durchst ich;.

Lageveränderung der öffentlichen Verkehrsflächen "Fußgänger!{eg, PKW-
larkplatz und Verkehregrtln" im Bereich des stldlichen Tunnelportals
und der geplanten Buslral testeLle in der Poststraße (Pol izeigebäude1.

Daher  ha t  de r  Ra t  de r  s tad t  W in te rbe rg  am 23 .1 .1 .1995  beech loesen ,  den
rechtskräf t igen B-Plan Nr.  1.5 a "Untere Pfor te"  aus den v.g.  gtädte-

baul ichen Grt lnden im Rahmen eines wei teren ( formel len)  of fenlegungE-
ver fahrens zu ändern.

Das von der 12. B-P1anänderung erfaßte cebiet l iegt im celtungsbereich
des förml ich festgelegten "sanierungsgebietes (sAl{-cebiet)  UNTERE PFoRTE"
und außer den Flurstt lcken Nr. 215, 232 und 454 ( im St ldosten des PIan-
gebietes )  auch im Geltungsbereich des rechtskräft ig eingelei teten "Um-
Iegungsverfahrens UNTERE pFoRTE- Tei l  r"  (SS 45 bis 79 BaucB) -  eiehe
A n l a g e l u n d 2 - .

Zur besseren Lesbarkeit  lverdeut l ichung; deE B-Planänderungsent-
wurfeE - und zum Vergleich -  ist  im oberen gei l  des Planes ein
Ausschnit t  aus dem rechtskräft igen B-PIan Nr. 16 a und goweit
zutreffend mit den vorausgegangenen Anderungen - mit Kenntlich-
machung des 11. Änderungsgebietes -  einschl ießl ich der text l ichen
Festsetzungen wiedergegeben lbisherige Festsetzungen . / .  plan-
änderung l .

2. ziel und zweck der B-Planänderuno. Planinhalt und Festsetzunden

aL Auf hebung der besonderen Nutzungs zweckbest immung "Gemeinbedarf  sf  läche
P o g t "

Die Deutsche Post AG - Regionale Außenstel-Ie Dortmund - hat im November
1994 schri f t l ich beantragt,  die im g-Plan L5 a "Untere Pforte" ge-
troffene FeEtsetzung "cemeinbedarf  PoEt" aufzuheben und diesen Antrag
mit schreiben vom 20.02.1.995 näher begrt lndet.

Da die Deuteche PoEt Ac ihre im stadtkern von Winterberg gelegenen
poste igenen Baugrunds t i l cke  (F lu rs tucke Nr .  223,  224,  453,  548 u .  549)
nicht mehr ftlr postbetriebliche Einrichtungen nutzt oder nutzen will,
wird die besondere Nutzungszweckbest inmung "Post ' ,  auf den v.g. Bau-
grundsttlcken aufgehoben; die Nutzungsart als Kerngebiet, nit den seit
03 .08 .1989 verb ind l i chen MK3-FeEtse tzungs-nege lungen,  b le ib t  be ibeha l ten .

Aufgrund der örtlichen cegebenheiten, der bereits vorhandenen 3-geschoe-
sigen umgebungsbebauung und der vorhandenen crenzbebauungen auf den FIur-
s t t l cken Nr .  577 (Haus Pogts t r .  7 )  und Nr .  454 (HauE Posts t r .  9 ) ,  w j - rd
ft i r  den Eckgrundst i lcksbereich lderzeit  Postamtsgebäude) eine Anbau-
pf l icht festgesetzt.  Anstel le der offenen Bauwej.se wird eine "ab-
weichende Bauvreise" festgesetzt (gen. S 22 Abs. 4 BauNv0'90) -  ni t
der Maßgabe, daß ent lang der Poststraße f t l r  die FlurEtt lcke Nr.  454,
577 und 549 - ab 3,0 m crenzabgtand auf dem Flurstt lck Nr.  454 zum
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Nachbargrundgtt lck Nr.  215 - die cebäudelänge insgegant 5Lr0 m und
ent lang der Nuhnestraße f t l r  Flurst t lck Nr.  549 - bis zur Grundstt lcks-
grenze Nr. 224 - die cebäudelänge 90r0 m nicht t lberschrei ten darf .
städtebaul ich sol l  erreicht werden, daß sich auf dieser herausgehobenen
ceschäftslage - nach lufgabe deg Postbetr iebeg - auch größere Einzel-
handelsbetrj.ebe ansiede:.n können (den EntEtehen von großflächigen
Handelsbetr ieben "auf der grt lnen wiese"/außerhalb deE l .ü(-Bereicheg,/
soII  hierdurch entgegengesteuert  eterden).  Die im Bereich der PoEt-
etraße bestehenden Häugerzei len vermit teln berei tg gchon heute rein
opt isch den Eindruck einer "geschlossenen" Bebauung. Mit  der Fegt-
setzung, daß in dern Eckgrundsttlcksbereich an der Post- und Nuhne-
straße an die Eeitliche crenze herangebaut werden muß, möchte die
stadt sicherstel len, daß an dieser städtebaul ich narkanten Lage
eine das stadtbi ld prägende Geechäftsentwicklung entstehen kann.
Das Maß der baulichen Nutzung wird ftlr den "Eckgrundsttlckebereich
p o s t - / t { u h n e s t r a ß e "  ( F l u r s t t l c k e  N r . 5 4 9 , 5 4 8 , 5 7 7  u n d  4 5 1 )  i n  d e r
Gestal t  präzisiert ,  daß hier auE städtebaul ichen Grt lnden die zahl
der vollgegchoese aIE Mindeet- und Höchstnaß neu festgeeetzt wird.
FUr die Gebäudezeile entlang der Nuhnestraße auf der Parzelle
Nr. 224 wird die zweigeschossige Bauweige al-s l , l indestgrenze zwingend
festgesetzt.  Die vordere Baugrenze auf den posteigenen Baugrund-
stücken Nr. 224 und 549 ent lang der "Nuhnestraße" und Ecke "PoEt-
straße" gind aus städtebaul ichen und straßenraumgeEtalter igchen
Grttnden an verschj.edenen stel len jewei ls um 2r5 m (zun Grundstt lcks-
innern hin; versetzt  angeordnet -  sowie eine Baugrenze f t l r  das
Erdgeschoß und eine Baugrenze oberhalb des Erdgegchoeses neu fest-
gesetzt worden. Der Rbstand der Baugrenze f t l r  das Erdgegchoß wird
im Eckbereich Nuhnegtraße,/Postgtraße auf 1,25 - 1r5 m gegent lber
der Baugrenze der dartiberliegenden obergeschosse zum GrundEttlcks-
innern verget,zt  angeordnet (sogen. Arkadenbi ldung) .

Ft l r  den B-planbereich Nr.  1.6 "Altgtadt winterberg" gi l t  d ie Ge-
s ta l tungssatzung in  der  Fassung der  Änderungssatzung vom 10.03 .1988.
Der 12. B-Planänderungsbereich l iegt im celtungsbereich der v.g.
Gestal tungssatzung und ist  der Zone I I  zugeordnet.  AIs Dachform
sind nur sattel- und xrllppelwalmdächer mit einer Dachneigung von
4 5  

o  ( + / -  5  
o )  

z u l ä s s i g .
Die stadt winterberg häIt  es f t l r  r icht ig,  baugestal ter ische FeEt-
setzungen gem. der BauoNvt zu treffen, um so in der zuktlnftigen städte-
bauLichen Entwicklung ein befr iedigendes orts- und Straßenbi ld zu
erhalten. rm celtungsbereich dieEer 12. B-Planänderung ist  die
stel lung der baul ichen Anlagen durch die FeBtsetzung der t taupt-
f i rstr ichtung mit  untergeordneter FirEtr ichtung geregelt .  Eine
ebl ichtung der z.Zt.  gt i l t igen cegtal tungssatzung j .st ,  zum besseren
vergtändnis der Bauherren/od. at l rger,  dieeer Begrt lndung ale Anlage 3
beigef l lgt .

b) Lageveränderung der "Fltlgelmauern" am stldlichen Tunnelportal
der g 236 (neu),  des öffent l ichen rußgängerweges, des öffent l ichen
Farkplatzes t iber den Straßentunnel (Durchst ich) und der Bushalte-
stel le vor dem Pol izeigebäude

Die beiden "Fltlgelmauern" am sildlichen Tunnelportal des "Durch-
gt icheE" der B 236 (neu) wurden aus baustat ischen und konstrukt iven
sowie verkehretechnigchen (Aufgabe und Abbau der Bu-Ba-Trassel und
gestalterischen crtlnden lagemäßig andere ausgeftlhrt als ehemalE vor-
gesehen. Durch diese lagemäßigen Veränderungen wurde auch die Lage bzrt.
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Ftlhrung des geplanten öffentlichen Fußweges von der "Nuhnestraße"
zur straße "Im Mtlhlengrund" und "Urgulinenetraße" neu bestirrunt.
Aus topographischen crtlnden wurde auch die Anordnung der öffentlichen
rxw-earkplätze tlber und neben dem neugegchaffenen straßentunnel der
B 236 (n) den örtlichen Gegebenheiten angepaßt. Ebenso wurde die im
Bereich nördl ich der "Kapel lenstraße" -  Ein$t lndung in die "PoEtst,raße"
vorgesehene Lage der geplanten BuEhaltestel le vor dem pol izeigebäude

"Poststraße 6" aus verkehrgtechnischen Grt lnden an dieeer SteIIe auf-
gegeben und kann ohne Behinderung dee Verkehref lusEes besger st ldl- ich
der v.g. straßeneinmtlndung (ohne crunderwerb) neu plaziert  werden.
Die Lageverschiebung der vor den Pol izeidienstgebäude gepJ.anten v.g.
Bushaltestel le in et ldl icher nichtung wurde im März 1995 mit  ver-
tretern dee öpuv ( "weEtfalenbus Ac - MUnster und Regionalverkehr
Ruhr Lippe - Medebach") erörtert .  Da die neue Plazierung den Ver-
kehrsablauf und Fahrbetr j -eb der BusEe opt imiert ,  werden von Seiten
des öpNV gegen die beabsichtigte Lageverschiebung der geplanten
Bushaltestel le keine Bedenken vorgebracht.

Im Geltungsbereich dieser 1.2. B-P1anänderung werden die aaugebietger-
schl ießungsanlagen und die neue BundeEstraßentrasee nur als öffent l .
Verkehrsf lächen und alg Verkehrsf lächen besonderer Zweckbest imnung
- ohne Ausbaudetai l  '  festgesetzt.  Die Gegtal tung der öffent l .  Ver-
kehrsf lächen,/straßenraumes (2.8. Fahrbahn, Bt lrgerEteige, Pf laster-
etrei fen, Bushaltestel len ushr.  )  wt lrden bzw. werden zu gegebener
Zeit  vom Rat der stadt (a1s straßenbaulastträger) im Rahnen der
Beschlußfassung zur AusflJhrungsplanung und der Merkmale einer end-
gt l l t igen Heretel lung von Erschl ießungsanlagen festgesetzt (S 9
der Erschl ießungebeitragseatzung der stadt winterbergl .

c;  t ' tachricht l ich wird die ortsnetzstat ion Drosselhreg in die 12. ände-
rung des Bebauungsplanes "Untere Pforte" als Vereorgungsfläche ftlr
Elaktrizität in den PIan ilbernommen gem. den Anregungen der VEW
Arnsberg vom 20. Juni 1983 und 23. Apri l  1997 übernonmen.

3. Beteiligrungen

Die 12. B-Planänderung wird in einem förnl ichen offenlegungsverfahren
nach S 3 ebs. 2 BaucB - ohne frtlhzeitige BtlrgerbeteiLigung - durch-
geftlhrt. Während der öffentlichen Auslegung wird fllr aIIe ltlrger
sohrie Träger öffent l icher Belange (TöB) die uögl ichkeit  eingeräumt, in
der monatlichen Auslegungsfrist Bedenken und Anregungen vorzubri.ngen.

Durch Beschluß vom 23.1i . .1.995 hat der Rat der stadt l { interberg fest-
gestel l t ,  daß sich die L2, B-Planänderung nur uneresent l ich auf das
Plangebiet "Untere Pforte" und die Nachbarbereiche aus$rirkt und die
Grundztlge der Planung nicht bertlhrt werden; daher wird auf die Durch-
ftlhrung der frtlhzeitigen (vorgezogenen) Bürgerbeteiligung - nach
S 3 Abs. L BaucB - und die frtlhzeitige Beteiligung der TöB - nach
S 4 Abs. 1 BaucB - verzichtet.

Durch diese 1.2. B-Planänderung werden Belange verschiedener Träger
öffent l icher Belange (TöB) wie Deutsche Bundesbahn, öpt l -gusl inien
und Landegstraßenbauamt Meschede (cvfc-Maßnahme) bertlhrt. Mit den
v.g. TöB wurden die beabsicht,igten g-Planänderungen erörtert, die
der stadt tlinterberg mitgeteilten bzw. bekannten Fachplanungen sind
bei der L2. Änderungsentwurfsplanung bert lckeicht igt  worden.
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Der Enthrurf  zur 1.2. Anderung des v.g. P1anes hat,  entsprechend der
öffent l ichen Bekanntmachung, in der zei t  vom 04. März bis 04. apr i l
1996 mit  Begrt lndung zur jedermanns sinsicht gem. S 3 (2, BaUGB öffent-
I i ch  ausge legen.

Die Träger öffent l icher Belange (TöB) werden, soweit  gie von der PIan-
änderung bertlhrt werden können, mit Schreiben vom 26. VIärz 1996 gen.
S 4 (1) und S 3 (2) BaucB über die öffent l iche Auslegung in Kenntnig
gesetzt. von seiten der tög wurden keine Anregungen und Bedenken zu dem
Entwurf vorgebracht.
Die Anregungen und Bedenken wurden in der Sitzung des Rates der Stadt
Winterberg am 23. l . ta i  1995 behandelt .  In der gleichen Sitzung wurde auch
der Satzungsbeschluß gefaßt.

In der Ratssi tzung am 21. November 1995 wurde der o.g. satzungsbeschluß
aufgehoben und die erneute offenlegung fand in der zei t  vom 30. Dezember
1996 b is  30 .  Januar  1997 s ta t t .

4. Wesentliche Auswirkungen, Ausgleichsmaßnahnen, Niederschlagswasser

Die 12. B-Planänderung regelt  planungsrecht l ich die abgehbaren Erfor-
dernisse fllr die Umsetzung der unter Ziffer l.+2 genannten gtädtebau-
Iichen ziele (Aufhebung der besonderen Nutzunggzweckbestinmung
"Gemeinbedarfsf läche PoEt" -  Festsetzung einer "abweichenden Bau-
weise",  zahL der vol lgegchosse als Mindest- und Höchetmaß, stel lung
der baulichen Anlagen - Lageveränderung: FltlgeJ-mauern an stldlj-chen
Tunnelportal ,  Fußgängerweg, öffent l .  Parkplatz und Bushalteetel le in
der Poststraße).  Die 12. B-Planänderung regelt  -  unter Wtlrdigung
gtädtebaul icher Erkenntnisse/crt lnde - die erforderl ichen bauplanungs-
recht l ichen FestEetzungen, danit  das rechtskräft ig eingelei tete Um-
Iegungsverfahren weiter durchgeführt und zun Abschluß gebracht wer-
den kann.

Durch die Rufstel lung und verwirkl ichung dieger 12. B-P1anänderung sind
keine nachteiligen Ausr{tirkungen auf die persönlichen Lebensumstände
der bisher im und in der umgebung des Plangebietee wohnenden und/oder ar-
beitenden Menschen erkennbar.  Wesent l iche nachtei l ige Auswirkungen
auf die Umwelt gind durch diese B-P1anänderung nicht zu erwarten. Auch
werden keine neuen Eingri f fe in Natur und Landschaft  erforderl ich, des-
halb wird keine ausgleichsberechnung nach S I a BNatschc vorgenommeni
der Anlaß zur B-Planänderung geht nach lbwägung der Belange von Natur
und Landschaft  im Range vor.

Die Beseit igung von NiederschlagswasEer im Bereich dieges 12. B-Plan-
änderungsgebietes erfolgt  durch die vorhandenen Grundst l lcksanschlt lsee
an die öffent l iche xanal isat ion und werde den Abwasserbehandlungsan-
Iagen und dem Klärwerk in zUschen zugeft lhrt ;  eine Versicherung ist
aus hydrogeologischen Gegebenheiten nicht mögl ich, auch der technische
und wirtschaft l iche Aufwand ist  unverhältnigmäßig (S 51 a Abe. 4 LWG NW).

l{ interberg, im uärz 1997

Im Auftrag; -JanEon-

a: \Begrtlndungen\untere . uli


